
Unternehmer und 
Geschäftsführer

Musiker und Sänger: Leitfaden über die 
Grundzüge der Besteuerung

Musiker und Sänger unterliegen mit ihren 
Einkünften der Einkommensteuer. Mit ih-
ren Umsätzen unterliegen sie grundsätzlich 
auch der Umsatzsteuer, sofern sie nicht als 
Kleinunternehmer gelten und soweit keine 
Steuerbefreiung in Betracht kommt. Was 
Künstler mit Wohnsitz in Deutschland steu-
erlich im Wesentlichen zu beachten haben, 
hat die Oberfinanzdirektion Karlsruhe dar-
gelegt (OFD St 1-S 2045-1 – St 117, Stand 
8.5.2024). Unter anderem werden folgende 
Punkte behandelt: Aufzeichnungspflichten, 
Abgrenzung zwischen nichtselbstständiger 
und selbstständiger Tätigkeit, Gewinner-
mittlung, abzugsfähige Kosten, umsatz-
steuerliche Kleinunternehmerregelung, 
Steuerbefreiungen, Steuersätze, Ausstellen 
einer Rechnung (Rechnung in Form einer 
Gutschrift, Pflichtangaben in der Rech-

nung, Rechnungen über Kleinbeträge, elek-
tronische Rechnung), Umsatzsteuer-Vor-
anmeldung und Umsatzsteuererklärung. 
Das Schreiben der OFD Karlsruhe können 
Sie unter folgendem Link abrufen: https://
ofd-karlsruhe.fv-bwl.de/site/pbs-bw-
new/node/6563694/Lde_DE/index.html  
(FAQ Steuern - Stichwort „Musiker und 
Sänger“).

Leasing eines Firmen-Pkw: Steuer-
modell „Sonderzahlung im Dezember“ 
versagt

Einnahmen-Überschussrechner dürfen 
eine bei Leasingbeginn geleistete Sonder-
zahlung für ihren Firmenwagen im Umfang 
der betrieblichen Kfz-Nutzung grundsätz-
lich sofort als Betriebsausgabe abziehen. 
Dieses Prinzip des Sofortabzugs haben 
sich viele Einnahmen-Überschussrechner 
zunutze gemacht, indem sie den Leasing-
beginn jeweils auf den Dezember gelegt, 
in diesem Monat eine hohe Sonderzahlung 
geleistet und per Fahrtenbuch nachgewie-

sen haben, dass sie das Kfz im Dezember 
fast ausschließlich betrieblich genutzt ha-
ben. Folge sollte ein nahezu 100-prozenti-
ger Abzug der Leasingsonderzahlung sein, 
und zwar auch dann, wenn das Kfz in den 
Folgejahren erheblich weniger betrieb-
lich genutzt oder aber zur so genannten 
Ein-Prozent-Regelung übergegangen wird. 

Der Bundesfinanzhof hat dem Modell al-
lerdings zumindest für die Fälle den Boden 
entzogen, in denen das geleaste Fahrzeug 
nicht dauerhaft, also über die gesamte 
Leasinglaufzeit, zu mehr als 50 Prozent 
betrieblich genutzt wird (BFH-Urteil vom 
12.3.2024, VIII R 1/21). Etwas vereinfacht ging 
es um folgenden Sachverhalt: Der Kläger, 
ein Freiberufler, ermittelte seinen Gewinn 
durch Einnahmen-Überschussrechnung. 
Anfang Dezember 2013 leaste er einen Pkw 
mit einer Laufzeit von 36 Monaten. Er leis-
tete im Dezember 2013 für das Fahrzeug 
eine Leasingsonderzahlung in Höhe von 
rund 36.500 Euro netto. Der Kläger nutzte 
das Kfz im Dezember 2013 zu 71,03 Prozent 
für seine freiberuflichen Zwecke, in den 
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Folgejahren hingegen im Durchschnitt nur 
zu 12,16 Prozent. Er machte im Rahmen der 
Einkommensteuererklärung für das Streit-
jahr den betrieblichen Anteil der Leasing-
sonderzahlung als Betriebsausgabe gel-
tend, also 71,03 Prozent von 36.500 Euro. 
Das Finanzamt rechnete hingegen anders: 
Es verteilte die Leasingsonderzahlung auf 
36 Monate und ließ für das Jahr 2013 nur 
1/36 von 71,03 Prozent zum Abzug zu. Der 
BFH stimmt dem Finanzamt zu.

Der BFH weist darauf hin, dass das Lea-
sing als reines Nutzungsrecht nicht zum 
Betriebsvermögen, sondern zum Privat-
vermögen des Klägers gehöre. Folglich 
führe lediglich der Anteil der Fahrten, die 
beruflich unternommen worden sind, zu 
Betriebsausgaben. Man spricht von einer 
so genannten Nutzungseinlage. Die Zu-
ordnung zum Privatvermögen liege daran, 
dass der Kläger das Fahrzeug nur vorü-
bergehend und nicht dauerhaft in einem 
Umfang von über 50 Prozent betrieblich 
genutzt hat. Über die Gesamtnutzungsdau-
er von 36 Monaten betrug die betriebliche 
Nutzung des Fahrzeugs nur 12,16 Prozent 
der gefahrenen Gesamtstrecke. Die be-
triebliche Nutzung von über 50 Prozent nur 
im Dezember des Streitjahrs sei danach 
nicht geeignet, die Betriebsvermögensei-
genschaft des Nutzungsrechts „Leasing“ zu 
begründen. Für die betrieblichen Fahrten 
im Dezember des Streitjahres 2013 sei die 
Leasingsonderzahlung bei den Einkünften 
aus selbstständiger Arbeit im Rahmen ei-
ner Nutzungseinlage als Betriebsausgabe 
abzugsfähig - allerdings nur in Höhe von 
1/36 x 71,03 Prozent (also 1,97 Prozent von 
36.500 Euro = 720 Euro). 

Arbeitgeber und Arbeitnehmer

Steuerfreie Nachtzuschläge: Zum „Grund-
lohn“ bei Bereitschaftsdiensten

Zuschläge für tatsächlich geleistete Sonn-
tags-, Feiertags- oder Nachtarbeit, die ne-
ben dem Grundlohn gezahlt werden, sind 
bis zu bestimmten Höchstgrenzen steu-
er- und sozialversicherungsfrei. Zuschläge 
für Nachtarbeit dürfen beispielsweise 25 
Prozent des Grundlohns nicht überstei-
gen (§ 3b EStG). Der Begriff des Grund-
lohns kann aber umstritten sein, so etwa 
bei Bereitschaftsdiensten. Diese werden 
üblicherweise geringer vergütet als die 
„normale“ Tätigkeit. Wenn nun aber ein 
Bereitschaftsdienst in den Nachtstunden 
geleistet wird und dafür neben dem nied-
rigen Bereitschaftslohn ein Nachtzuschlag 
gezahlt wird, stellt sich die Frage, ob der 
Zuschlag nur 25 Prozent des Bereitschafts-
lohns oder 25 Prozent des normalen Lohns 

betragen darf, um steuerfrei zu bleiben. 
Der Bundesfinanzhof hat die Frage wie 
folgt beantwortet: Die Steuerfreiheit von 
Zuschlägen für Bereitschaftsdienste, die 
außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit 
erbracht und gesondert vergütet werden, 
bemisst sich nach dem Arbeitslohn für die 
regelmäßige Arbeitszeit und nicht nach 
dem Bereitschaftsdienstentgelt. Nicht er-
forderlich ist, dass der Arbeitnehmer für 
die zuschlagsbewehrte Tätigkeit neben den 
Erschwerniszuschlägen einen Anspruch auf 
Grundlohn hat (BFH-Urteil vom 11.4.2024, V 
R 1/22). 

Die Klägerin betreibt eine Förderschule 
mit angeschlossenem Internat für Kinder 
und Jugendliche mit Beeinträchtigungen. 
Die in Wohngruppen lebenden Kinder und 
Jugendlichen wurden von dem Betreuungs-
personal ganztägig betreut. Die Betreue-
rinnen und Betreuer verbrachten auch die 
Nacht in den jeweiligen Wohngruppen. Für 
die Ableistung des Bereitschaftsdienstes 
erhielten die Mitarbeiter ein Viertel des 
regulären Gehalts („Tabellenentgelt“) und 
in den Nachtstunden je Stunde einen Zu-
schlag in Höhe von 15 Prozent des auf eine 
Stunde umgerechneten individuellen Ta-
bellenentgelts. Das Finanzamt wollte diese 
Zuschläge teilweise versteuern. Aufgrund 
der geringeren Beeinträchtigung beim Be-
reitschaftsdienst im Vergleich zum regu-
lären Dienst sei die Grenze nicht auf der 
Grundlage des regulären Stundenlohns 
zu berechnen, sondern lediglich auf der 
Grundlage der Bereitschaftsentschädi-
gung, die nur 25 Prozent der eigentlichen 
Vergütung betrage. Doch diese Auffassung 
haben die obersten Steuerrichter verwor-
fen. 

Auch wenn das Bereitschaftsdienstent-
gelt nicht zum laufenden Arbeitslohn 
und damit nicht zum Grundlohn gemäß  
§ 3b Abs. 2 Satz 1 EStG gehört, der dem Ar-
beitnehmer bei der für ihn maßgebenden 
regelmäßigen Arbeitszeit für den jeweili-
gen Lohnzahlungszeitraum zusteht, wer-
den die während der Nachtbereitschaft 
verdienten Zuschläge nicht nur neben dem 
Bereitschaftsdienstentgelt, sondern je-
denfalls auch neben dem - weil zusätzlich 
hierzu gewährten - Grundlohn geleistet. 
Die Höhe der Steuerfreiheit der Nachtar-
beitszuschläge ist nicht nach dem (antei-
lig) für den Bereitschaftsdienst gezahlten 
Bereitschaftsdienstentgelt, sondern nach 
dem vollen auf eine Stunde umgerech-
neten individuellen Tabellenentgelt zu 
bemessen. Denn nur das Tabellenentgelt 
ist der Grundlohn im Sinne von § 3b Abs. 
2 Satz 1 EStG und damit die maßgebliche 
Größe, nach der die Steuerfreiheit der Zu-
schläge der Höhe nach zu berechnen ist.

Kapitalanleger

Termingeschäfte: Beschränkung der  
Verlustverrechnung verfassungswidrig?

Verluste aus Termingeschäften, ins-
besondere aus dem Verfall von Optio-
nen, dürfen nur mit Gewinnen aus Ter-
mingeschäften und mit Erträgen aus 
Stillhaltergeschäften ausgeglichen wer-
den. Dabei ist die Verlustverrechnung 
beschränkt auf 20.000 Euro. Nicht ver-
rechnete Verluste können auf Folgejahre 
vorgetragen werden und jeweils in Höhe von  
20.000 Euro mit Gewinnen aus Termin-
geschäften oder Stillhalterprämien 
verrechnet werden, wenn nach der un-
terjährigen Verlustverrechnung ein ver-
rechenbarer Gewinn verbleibt. Verlus-
te aus Termingeschäften können nicht 
mit anderen Kapitalerträgen oder gar 
anderen Einkünften verrechnet wer-
den (§ 20 Abs. 6 Satz 5 EStG i.d.F. des  
Jahressteuergesetzes 2020). Die Beschrän-
kung gilt seit dem 1.1.2021.

Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz hatte 
in einem Aussetzungsverfahren Bedenken 
gegen die betragsmäßige Beschränkung 
der Verlustverrechnung geäußert (Be-
schluss vom 05.12.2023, 1 V 1674/23). Der 
Bundesfinanzhof hat die Entscheidung nun 
bestätigt und die Beschwerde des Finanz-
amts zurückgewiesen. Der Sachverhalt: Der 
Antragsteller erklärte in 2021 Kapitaler-
träge aus Termingeschäften in Höhe von 
250.631 Euro und Verluste aus gleicharti-
gen Geschäften in Höhe von 227.289 Euro. 
Das Finanzamt verrechnete die laufenden 
Verluste aus Termingeschäften nur in Höhe 
des gesetzlichen Höchstbetrags von 20.000 
Euro mit Gewinnen aus Termingeschäften. 
Die noch nicht verrechneten laufenden 
Verluste in Höhe von 207.289 Euro wurden 
in der Verlustfeststellung berücksichtigt. 
Gegen den Bescheid legte der Antragstel-
ler Einspruch ein und beantragte die Aus-
setzung der Vollziehung (AdV). Er machte 
Einwände gegen die Beschränkung der 
Verrechnung von Gewinnen und Verlus-
ten aus Termingeschäften geltend. Er wies 
darauf hin, dass vom Bundesverfassungs-
gericht derzeit ohnehin geprüft werde, ob 
die Beschränkung der Verlustverrechnung 
für Aktienverluste rechtens ist (2 BvL 3/21). 
Die Entscheidung werde richtungsweisend 
auch für die Verrechnung von Verlusten 
aus anderen Kapitalanlagen sein. 
Das FG und der BFH gaben dem AdV-Antrag 
statt, da ernstliche Bedenken hinsichtlich 
der Verfassungsmäßigkeit der betragsmä-
ßig beschränkten Verlustverrechnung ge-
mäß § 20 Abs. 6 Satz 5 EStG bestünden. Die 
Verlustverrechnungsbeschränkung gehe 
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mit der Gefahr einher, dass eine Verlustbe-
rücksichtigung faktisch ganz ausgeschlos-
sen sein kann. Im Streitfall bräuchten die 
Antragsteller für die Verrechnung des ge-
sondert festgestellten Verlustes in Höhe 
von 207.289 Euro bereits jetzt schon über 
zehn Gewinnjahre, um die Verluste auszu-
gleichen. 

Praxistipp:
Das FG Baden-Württemberg hat, sogar 
in einem Hauptsacheverfahren, keine 
Bedenken gegen die Einschränkung 
der Verlustverrechnung (Urteil vom 
29.4.2024, 10 K 1091/23). Gegen das 
Urteil liegt aber bereits die Revision 
vor (Az. VIII R 11/24). Der BFH wird also 
bald in einem Hauptsacheverfahren 
und nicht nur in einem Verfahren des 
vorläufigen Rechtsschutzes entschei-
den müssen.

Rentner und Pensionäre

Hinterbliebenenrente: Steuerlicher 
Verlustvortrag bei Einkommen  
bedeutungslos

Bei der Hinterbliebenenversorgung, der 
so genannten Witwen- oder Witwerrente, 
wird das eigene Einkommen des Hinter-
bliebenen in einem bestimmten Umfang 
angerechnet. Kürzlich hat das Bundesso-
zialgericht allerdings entschieden, dass 
ein von der Finanzverwaltung anerkannter 
Verlustvortrag bei der Bestimmung des 
auf eine Witwenrente anzurechnenden Ar-
beitseinkommens unberücksichtigt bleibt 
(BSG-Urteil vom 22.2.2024, B 5 R 3/23 R). 

Die Klägerin bezieht seit Januar 1992 eine 
Witwenrente. Sie unterhält einen Gewerbe-
betrieb als Schaustellerin. In 2007 bis 2016 
erzielte sie positive Einkünfte aus dem 
Gewerbebetrieb. Das Finanzamt zog hier-
von jeweils einen Verlustvortrag aus den 
negativen Einkünften in der Vergangenheit 
ab und setzte die Einkommensteuer für die 
Jahre 2007 bis 2016 auf jeweils 0 Euro fest. 
Der Rentenversicherungsträger erlangte 
hiervon Kenntnis, berechnete die Witwen-
rente rückwirkend ab Januar 2007 neu und 
verlangte die Erstattung von über 12.600 
Euro. Dabei rechnete er das Einkommen 
der Klägerin ohne Berücksichtigung des 
Verlustvortrags auf die Hinterbliebenen-
rente an. Hiergegen wandte sich die Kläge-
rin und rügte eine Verletzung des § 18a Abs. 
2a SGB IV. Bei einer am Sinn und Zweck der 
Einkommensanrechnung auf Hinterbliebe-
nenrenten orientierten Auslegung müsse 

ein im Einkommensteuerrecht anerkannter 
Verlustvortrag berücksichtigt werden. Ein 
Gewerbetreibender könne ein vergleichs-
weise hohes Einkommen nicht vollständig 
für seinen Unterhalt im Zuflussjahr nutzen, 
sondern müsse die in der Vergangenheit 
erwirtschafteten Verluste ausgleichen, zum 
Beispiel durch die Rückführung von Darle-
hen. Wie die Vorinstanzen hat jedoch auch 
das BSG entschieden, dass im Rahmen der 
Einkommensanrechnung auf Hinterbliebe-
nenrenten ein Verlustvortrag nach § 10d 
Abs. 2 EStG nicht einzubeziehen ist. 

Begründung: 18a Abs. 2a SGB IV soll si-
cherstellen, dass für die Einkommensan-
rechnung grundsätzlich alle Arten von 
Arbeitseinkommen berücksichtigt werden. 
Das Außer-Acht-Lassen eines steuerlichen 
Verlustvortrags entspricht schließlich dem 
Sinn und Zweck der Hinterbliebenenver-
sorgung. Diese dient als Ersatz des Unter-
halts, der aufgrund des Todes des Versi-
cherten nicht mehr geleistet wird. Eigenes 
Einkommen des Hinterbliebenen wird in 
einem bestimmten Umfang angerechnet, 
weil der Hinterbliebene sich dadurch ganz 
oder zumindest teilweise selbst unterhal-
ten kann. Abzustellen ist dabei auf das 
verfügbare Einkommen. Dass ein Hinter-
bliebener berechtigt ist, seine Einkom-
mensteuerpflicht im Veranlagungszeitraum 
zu mindern, indem er negative Einkünfte 
aus im Einzelfall weit zurückliegenden 
früheren Veranlagungszeiträumen in Ab-
zug bringt, sagt nichts über seine aktuelle 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit aus. Der 
Zahlungsanspruch aus einer Hinterblie-
benenrente wird schließlich nicht über 
Gebühr gemindert, indem ein steuerlicher 
Verlustvortrag unberücksichtigt bleibt. 
Betriebsausgaben werden grundsätzlich 
bereits bei der Gewinnermittlung berück-
sichtigt. Dazu gehören auch etwaige Darle-
henszinsen (BSG, Mitteilung vom 22.2.2024).

Alle Steuerzahler

Unterhalt an Bedürftige: Unschädliche 
Vermögensgrenze unverändert niedrig

Wer einen unterhaltsberechtigten Ange-
hörigen finanziell unterstützt, darf seine 
Leistungen im gewissen Rahmen steuerlich 
geltend machen (§  33a Abs.  1 EStG). Vor-
aussetzung ist unter anderem, dass weder 
der Leistende noch eine andere Person 
Anspruch auf einen Kinderfreibetrag oder 
Kindergeld für die unterhaltene Person hat 
und die unterhaltene Person kein oder nur 
ein geringes Vermögen besitzt. Unschäd-
lich ist ein geringes Vermögen bis zu einem 
Verkehrswert von 15.500 Euro. Das bedeu-
tet: Wenn der Angehörige über eigenes 

Vermögen von mehr als 15.500 Euro ver-
fügt, wird das Finanzamt Unterhaltszahlun-
gen nicht als außergewöhnliche Belastun-
gen anerkennen. Gewisse Vermögenswerte 
bleiben allerdings als Schonvermögen au-
ßer Betracht. Hierunter fallen insbesonde-
re ein angemessenes Hausgrundstück, das 
vom Unterhaltsempfänger allein oder zu-
sammen mit Angehörigen selbst bewohnt 
wird, sowie Vermögensgegenstände, de-
ren Veräußerung offensichtlich eine Ver-
schleuderung bedeuten würde. 

Soeben hat der Bundesfinanzhof ent-
schieden, dass die Grenze für das ge-
ringfügige Vermögen in Höhe von  
15.500 Euro auch im Jahr 2019 noch zu be-
achten ist. Im Urteilsfall selbst obsiegte 
der Kläger aber dennoch, denn die Richter 
haben klargestellt, dass die monatlichen 
Unterhaltsleistungen nicht in die Ver-
mögensberechnung einzubeziehen sind 
(BFH-Urteil vom 29.2.2024, VI R 21/21). 

Die Kläger machten Unterhaltszahlun-
gen an den volljährigen Sohn, für den 
kein Kindergeldanspruch mehr bestand, 
für den Zeitraum 1.1. bis 30.9.2019 (Ab-
schluss des Studiums) als außerge-
wöhnliche Belastungen gemäß § 33a  
Abs. 1 EStG geltend. Das Bankkonto des 
Sohnes wies zum 1.1.2019 ein Guthaben 
von 15.950 Euro aus. Darin enthalten war 
eine Ende Dezember 2018 geleistete Un-
terhaltsvorauszahlung für Januar 2019 in 
Höhe von 500 Euro. Das Finanzamt lehnte 
den Abzug der Unterhaltszahlungen als 
außergewöhnliche Belastungen ab, da der 
Sohn über ausreichend eigenes Vermögen 
verfüge. Davon sei nach den Einkommen-
steuerrichtlinien und der ständigen Recht-
sprechung des BFH auszugehen, wenn 
das Vermögen die Grenze von 15.500 Euro 
überschreite. Das Finanzgericht folgte der 
Sichtweise des Finanzamts und wies die 
Klage ab. Der BFH hob die Vorentscheidung 
auf und gab der Klage im Wesentlichen 
statt. 

Begründung: Die seit 1975 unveränderte 
Höhe des Schonvermögens von 15.500 Euro 
ist trotz der seither eingetretenen Geldent-
wertung nicht anzupassen. Schonvermö-
gen in dieser Höhe liegt auch im Streitjahr 
2019 noch deutlich oberhalb des steuerli-
chen Grundfreibetrags (9.168 Euro in 2019) 
und unterschreitet auch nicht das Vermö-
gen, was das Zivil- und Sozialrecht dem 
Bedürftigen als „Notgroschen“ zugeste-
hen. Die monatlichen Unterhaltsleistun-
gen selbst sind aber nicht - sofort - in die 
Vermögensberechnung einzubeziehen. An-
gesparte und noch nicht verbrauchte Un-
terhaltsleistungen werden grundsätzlich 
erst nach Ablauf des Kalenderjahres ihres 
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Zuflusses zu (abzugsschädlichem) Vermö-
gen. Die vorschüssige Unterhaltszahlung 
aus Dezember 2018 für den Januar 2019, die 
nach § 11 EStG erst in 2019 als bezogen gilt, 
ist daher beim Vermögen zum 1.1.2019 nicht 
zu berücksichtigen. Zu diesem Zeitpunkt ist 
im Urteilsfall daher von einem (unschädli-
chen) Vermögen des Sohnes in Höhe von 
15.450 Euro auszugehen, das im streitigen 
Zeitraum auch nicht über 15.500 Euro ange-
wachsen sei (Quelle: BFH, Pressemitteilung 
vom 20.6.2024).

Erbschaftsteuer: Fünf-Jahres-Zeitraum 
für Steuerminderung bei Doppelbelas-
tung

Wer einen Vermögensgegenstand erbt, 
zahlt hierfür grundsätzlich Erbschaftsteu-
er, wenn die entsprechenden Freibeträge 
überschritten sind.. Wird der Vermögens-
gegenstand bereits kurze Zeit nach der 
Erbschaft veräußert, kann ein dabei ent-
stehender Gewinn der Einkommensteuer 
unterliegen. Die Summe von Erbschaft- und 
Einkommensteuer kann eine enorme Höhe 
erreichen. Daher sieht der Gesetzgeber in 
§ 35b EStG vor, dass die Einkommensteu-
er - unter bestimmten Voraussetzungen - 
ein Stück weit gemindert werden darf. Die 
Vorschrift enthält allerdings eine wichtige 
zeitliche Komponente: Die Einkommen-
steuer wird nur gemindert, wenn die Ein-
künfte „im Veranlagungszeitraum oder in 
den vorangegangenen vier Veranlagungs-
zeiträumen als Erwerb von Todes wegen 
der Erbschaftsteuer unterlegen haben.“ 

Für die Begünstigung gilt also maximal ein 
Fünf-Jahres-Zeitraum (Veranlagungszeit-
raum des Sterbejahres plus vier davor lie-
gende Veranlagungszeiträume). Der Bun-
desfinanzhof hat nun entschieden, dass 
der fünfjährige Begünstigungszeitraum 
regelmäßig mit dem Tod des Erblassers be-

ginnt. Er wird auch dann nicht verlängert 
und beginnt auch dann nicht später, wenn 
die tatsächliche Verfügungsgewalt über 
den Nachlass erst nach mehreren Jahren 
eingetreten ist (BFH-Urteil vom 28.11.2023, 
X R 20/21). 

Der Kläger hatte unter anderem zwei Be-
teiligungen an Kommanditgesellschaften 
geerbt. Wegen einer nahezu sechs Jah-
re andauernden Erbenermittlung, einem 
langwierigen Erbscheinverfahren sowie 
personeller Engpässe im Nachlassge-
richt wurde der Erbschein, der den Kläger 
als Alleinerben auswies, erst nach sechs 
Jahren ausgestellt. Bis zur Erteilung des 
Erbscheins war der Kläger aufgrund der 
Bestellung eines Nachlass- und Verfah-
renspflegers daran gehindert, über den 
Nachlass zu verfügen. Kurze Zeit nach Ertei-
lung des Erbscheins veräußerte der Kläger 
die KG-Beteiligungen. Er machte in seiner 
Einkommensteuererklärung die Steuerer-
mäßigung nach § 35b EStG geltend, die ihm 
jedoch nun auch vom BFH verwehrt wurde. 

Begründung: Der fünfjährige Ermäßigungs-
zeitraum des § 35b EStG muss zu einem 
klar definierten Zeitpunkt beginnen. Dies 
ist regelmäßig der Entstehungszeitpunkt 
der Erbschaftsteuer, meist also der Todes-
tag des Erblassers oder der Erblasserin. 
Da es schon vom Wortlaut des § 35b Satz 
1 EStG her auf ein Verschulden nicht an-
kommt, ist es vorliegend auch unerheblich, 
dass der Erbschein erst sechs Jahre nach 
dem Tod der Erblasserin erstellt worden 
ist und der Kläger erst nach Erteilung des 
Erbscheins die einkommensteuerpflichti-
gen Einkünfte, um die es geht, überhaupt 
erzielen konnte. Es ist verfassungsrechtlich 
nicht zu beanstanden, wenn aufgrund der 
Begrenzung des Begünstigungszeitraums 
des § 35b Satz 1 EStG auf fünf Jahre zum 
einen der Erwerb der Beteiligungen mit 
Erbschaftsteuer und zum anderen ihre Ver-
äußerung mit Einkommensteuer belastet 

wird. Weder ist der Gleichbehandlungs-
grundsatz verletzt, noch ist eine etwaige 
verfassungsrechtlich zu beachtende Belas-
tungsgrenze überschritten.

Krankheitskosten: Sind Kosten für Diät-
verpflegung bei Zöliakie abzugsfähig?

Im Jahre 2021 hat der Bundesfinanzhof ent-
schieden, dass die Mehraufwendungen für 
eine glutenfreie Diätverpflegung steuerlich 
nicht als außergewöhnliche Belastungen 
absetzbar sind. Nach dem eindeutigen 
Wortlaut des § 33 Abs. 2 Satz 3 EStG gelte 
dies auch für Sonderdiäten, die - wie zum 
Beispiel bei der Zöliakie - eine medikamen-
töse Behandlung ersetzen. Die Diätverpfle-
gung trete in diesen Fällen nicht nur an 
die Stelle einer medikamentösen Behand-
lung, sondern auch an die Stelle üblicher 
Nahrungsmittel. Auf deren Verzehr und 
Beschaffung sind aber alle Steuerzahler 
angewiesen. Somit seien die entsprechen-
den Aufwendungen nicht außergewöhnlich 
(BFH-Beschluss vom 4.11.2021, VI R 48/18). 
Gegen die Entscheidung wurde nun aber 
Verfassungsbeschwerde erhoben. Diese ist 
beim Bundesverfassungsgericht unter dem 
Az. 2 BvR 1554/23 anhängig.

Praxistipp:
Im Zusammenhang mit Krankheitskos-
ten muss das Bundesverfassungsge-
richt auch klären, ob diese - wenn sie 
schon als außergewöhnliche Belastung 
abziehbar sind - stets um die zumutba-
re Eigenbelastung zu kürzen sind. Der 
BFH hatte die Kürzung beispielsweise 
mit Beschluss vom 1.9.2021  
(VI R 18/19) als zulässig erachtet. 
Neben dem oben erwähnten Verfahren 
unter dem Az. 2 BvR 1554/23 ist inso-
weit noch das Verfahren mit dem Az. 2 
BvR 1579/22 in Karlsruhe anhängig.
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